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Wohnungen der GGH

Ausgegrenzt
Leider vermisse ich einen sehr wichtigen
Punkt in Denis Schnurs Artikel. Am Tele-
fon sagte die Mitarbeiterin der GGH, ich
würde die Voraussetzungen erfüllen und
solle mich für die Warteliste bewerben.
Wohnungen mit einem oder zwei Zim-
mer würden häufiger frei werden als sol-
che mit drei und vier Zimmern.

In einem Brief im April 2019 ant-
wortetemirdieGGH:„Dawirbereitsüber
2000 Bewerber in unserer Interessenten-
datei haben, nehmen wir nur in begrün-
deten Einzelfällen Bewerber von außer-
halb Heidelbergs auf.“

Es stellt sich die grundsätzliche Fra-
ge, ob das juristisch gedeckt ist und ob
die angewandten Regeln der GGH und
damit auch der Stadt Heidelberg als eine
Art Diskriminierung gesehen werden
können. Indem sie Menschen mit im Zeit-
punkt der Anfrage stadtfremdem Wohn-
sitz ausgrenzen!

Bojan Basson, Mannheim

Zum Leserbrief von Dr. Manfred Krüger (9.2.)

Keine „Besserwisserei“
Herr Krüger stellt zwar einige Fragen in
den Raum, die jedoch in keiner Weise aus-
führen, dass der von HeidelbergCement im
Westjordanland betriebene Steinbruch
nicht gegen internationales Recht verstößt.
Und natürlich geht es nicht um eine „deut-
sche Besserwisserei“, sondern um ein an
realen Fakten orientiertes Bemühen zur
VersachlichungderDebatte.

Die palästinensische Autonomiebehör-
de hat sich sowohl über den parlamentari-
schen Legislativrat als auch über das
Arbeitsministeriumbereitsmehrfachgegen
den Steinbruchbetrieb ausgesprochen und
seinen Verstoß gegen die Genfer Konven-
tion beklagt. Auch hat sich schon im Okto-
ber 2010 die Palästinensische Generalde-
legationingleicherWeisegeäußert.

Erwähnt sei noch, dass die PLO sowohl
im Rahmen der Staatsproklamation im

Zu: „Hier hörte die Bebauung auf“

Werner Müller fehlt
Der Name von Dr. Werner Müller fehlt.
Ich erinnere daran, dass Dr. Müller in der
Villa Menge als Internist und Röntgeno-
logederalleinigeChefarztwar.Erhatsich
während der Bauzeit intensiv um die me-
dizinischen Details des neuen Kranken-
hauses gekümmert und den Umzug in den
Neubau organisiert.

Dr. Brigitte Hege, Heidelberg

LESERBRIEFE

I N E I G E N E R S A C H E

Lieber Leserinnen und Leser,
Leserbriefe schicken Sie am besten per
E-Mail an stadtredaktion@rnz.de oder
per Post an: Rhein-Neckar-Zeitung,
Stadtredaktion, Neugasse 2, 69117
Heidelberg. Bitte geben Sie Ihren vol-
len Namen sowie Ihre Adresse (die
nicht veröffentlicht wird) an. Ihr Brief
sollte nicht mehr als 1000 Zeichen ha-
ben (inklusive Leerzeichen). Die Re-
daktion behält sich Kürzungen vor.

Neue Bänke
dank Spende

Eswar einBildderVerwüstung,das
sich am Morgen des 26. Novem-
ber Spaziergängern auf dem Phi-
losophenweg bot. Unbekannte Tä-
ter hatten in der Nacht vier von ins-
gesamt zehn Sitzbänken völlig zer-
stört. Selbst das Metallgestänge
war verbogen. Inzwischen lässt es
sich auf Heidelbergs schönstem
Aussichtsweg aber längst wieder
verweilen. Sechs der insgesamt
zehn Bänke im Bereich des Meri-
anstichs sind durch neue ersetzt
worden. Wie die Stadt auf RNZ-
Nachfrage mitteilte, erhielt das
Landschafts- und Forstamt von der
Bürgerstiftung für die Instandset-
zung eine großzügige Spende. Die
vier noch fehlenden Bänke sollen
bis zum Frühjahr montiert wer-
den, so dass dann wieder ausrei-
chend Sitzmöglichkeiten vorhan-
den sind. Kosten pro Bank: rund
250 Euro. shy/Foto: Rothe

Weiler-Lorentz will sich Konsequenzen stellen
Nach Veröffentlichung von internem Dokument: Stadtrat habe „Maßnahmen bewusst in Kauf genommen“ – FDP fordert seinen Rücktritt

Von Denis Schnur

Im Streit um das vertrauliche Strategie-
papier der GGH wächst die Kritik an Ar-
nulf Weiler-Lorentz. Der Stadtrat der
Bunten Linken hatte den internen Bericht
an die RNZ geschickt, um so eine öffent-
liche Beratung des Themas zu erzwingen.
Darüber ärgern sich nicht nur die „Hei-
delberger“ und die CDU (RNZ vom Sams-
tag), auch die FDP wettert nun in einem
Brief an Oberbürgermeister Eckart Würz-
ner gegen Weiler-Lorentz: „Ich persönlich
fordere Herrn Stadtrat Dr. Weiler-Lo-
rentz auf, von seinem Amt zurückzutre-
ten“, schreibt Stadtrat Michael Eckert. „Er
hat in meinen Augen gezeigt, dass er das
ihngesetzteVertrauenmissbrauchthatund
gegen die Verschwiegenheitspflicht vor-

sätzlich und absichtlich verstoßen hat.“
Eckert sei davon auch als Mitglied des
GGH-Aufsichtsrates betroffen. Für des-
sen Beratung war das Papier eigentlich ge-
dacht. „Ich finde es unsäglich, dass ver-
sucht wird, das Ergebnis eines internen
Treffen durch ein Papier mit vielen De-
tails vorab so festzulegen, dass für eine Er-
örterung und einen Meinungsaustausch
überhaupt kein Raum bleibt“, echauffiert
sich Eckert. „Dann braucht man keinen
Aufsichtsrat mehr. Das ist schon mehr als
respektlos.“ Dass Weiler-Lorentz vorsätz-
lich gegen die Gemeindeordnung versto-
ßen habe, sei auch strafrechtlich relevant,
so der Anwalt, der den OB auffordert, Kon-
sequenzen zu ziehen.

Dass sein Verhalten Folgen haben
dürfte, ist auch Weiler-Lorentz klar: „Ich

hatte Ihnen diesen Schritt bereits im Vor-
feld mitgeteilt und solche Maßnahmen be-
wusst in Kauf genommen“, schreibt er in
einem Brief an Würzner. Denn der Stadt-
rat ist weiter überzeugt, dass die Zukunft
der GGH in die Öffentlichkeit gehört:
„Wohnungspolitik ist schließlich einer der
wichtigsten Bereiche der Heidelberger
Kommunalpolitik.“

Seiner Ansicht nach gebe es keine
stichhaltigen Gründe für die Vertraulich-
keit. Im Brief verweist er auf die Ge-
meindeordnung, in der es heißt: „Nicht-
öffentlich darf nur verhandelt werden,
wenn es das öffentliche Wohl oder be-
rechtigte Interessen Einzelner erfordern.“
Das sei nicht der Fall: „Der Inhalt der Vor-
lageenthältpraktischausschließlichDaten
und Positionen der GGH, die öffentlich be-

kannt sind und die auch großenteils be-
reits in Gremien des Gemeinderates in öf-
fentlicher Sitzung beraten wurden.“ Die
Erklärung der Verwaltung, die Vorlage sei
nichtöffentlich, da der GGH-Aufsichtsrat
darüber ebenfalls nichtöffentlich disku-
tiere, will er nicht gelten lassen: „Dies ist
sicherkeineausreichendeBegründung,von
einer öffentlichen Beratung abzusehen.“

Bei solchen Bedenken können sich
Stadträte eigentlich an das Regierungs-
präsidium als Aufsichtsbehörde wenden.
Da das jedoch mehrere Monate gedauert
hätte, war „die Möglichkeit, einen solchen
Weg zu beschreiten, nicht gegeben, wollte
man die Öffentlichkeit frühzeitig an der
DiskussionumdiezukünftigeStrategieder
GGH beteiligen“, erklärt Weiler-Lorentz
sein Vorgehen.

November 1988 als auch im Kontext der
Osloer Prinzipienerklärung vom Septem-
ber 1993 Israel in völkerrechtlich zweifels-
freier Form anerkannt hat. Es wäre schön
und hilfreich, wenn das endlich einmal von
Leuten wie Herrn Krüger zur Kenntnis ge-
nommenwürde.

GeorgStein,Heidelberg

Zu: „Die Wildtiere fühlen sich bedrängt“

Downhillradler schuld
Ausgerechnet die Klientel, die sich am rück-
sichtslosesten im Wald verhält, wurde von
den Vertretern der Jägerschaft nicht er-
wähnt: Downhillradler, die illegal ständig
neue Trassen durch den Stadtwald fräsen
und dabei das Wild aufjagen. Egal, ob in ge-
schützten Bereichen wie dem Russenstein,
dem Quellgebiet des Mausbachs oder in
Fichtenkulturen: Dutzende neu angelegter
„Single Trails“, online beworben, ziehen
sich von den Hängen des Königstuhls, Gais-
undHeiligenbergszuTal.Essindwohlkaum
Spaziergänger, die urplötzlich durch den
Wald preschen und manche Wildsau pa-
nisch bis in städtische Bereiche rasen lassen.
Wildschweine lassen sich nur bei großer
Nähe aufschrecken, Hunde haben gegen sie
schlechte Karten. Auf Kosten von Flora und
Fauna findet eine Verlagerung vom Natur-
erleben zum Nervenkitzel statt, mit der Fol-
ge von Habitat-Zerstörungen. Zur Beunru-
higung der Waldtiere trägt aber auch die
große Wegedichte im Stadtwald bei, ihre
VerringerungwäreeinGewinnfürFloraund
Fauna. Der Kompromiss des einstigen Run-
den Tischs „Mountainbiking“ hat sich als
faul erwiesen, eine Neuauflage ist angesagt.
DerWaldist füralleda,abernicht füralles.

Gerd Guntermann, Heidelberg, Be-
zirksbeiratAltstadt (GAL)

Stadtteile nicht
vergessen

Stellungnahme zu Interview mit
Kulturbürgermeister Erichson

RNZ. Der neue Kulturbürgermeister Wolf-
gang Erichson (Grüne) stellte sich in der
Wochenendausgabe den Fragen der RNZ –
und stellte dabei auch seine Agenda im
Kulturbereich für die nächsten Jahre vor.
Dazu nimmt Hans-Jürgen Fuchs, Vorsit-
zender der Arbeitsgemeinschaft der Stadt-
teilvereine,Stellung.

Fuchs schrieb an die RNZ: „Erichson
nennt zwar an einer Stelle auch die Chöre,
aber ansonsten beschränkt sich sein Mul-
tikulturismus auf das Spektrum von ,Hip-
Hop bis Hölderlin‘: Es geht ausschließlich
um die Club- und Nachtkultur, um Street
Art, Pop-Up-Galerien, um die großen Fes-
tivals und etablierte Einrichtungen wie das
Theater. Fehlt da nicht etwas?“ Erichsons
„einseitiger Multikulturismus“ spiegele
„eine gefährliche Spaltung der Gesell-
schaft wider“, schreibt Fuchs. „Nicht nur,
weil ganze Bevölkerungsgruppen von der
materiellen Förderung und ideellen Wert-
schätzung abgehängt werden, was letztlich
den Populisten in die Hände arbeitet. Son-
dern auch, weil dadurch unabsichtlich
Pluralitätzerstörtwird.“

Kultur dürfe nicht auf eine Mischung
aus Mainstream- und Alternativkultur re-
duziert werden. „Multikulturismus sollte
heißen, die kulturellen Ausprägungen der
Gesellschaft insgesamt wahrzunehmen, sie
zu schätzen und soweit es möglich ist zu
unterstützen.“ Glücklicherweise seien „die
traditionellen Kulturen“, so Fuchs, weni-
ger abhängig von finanziellen Zuwendun-
gen, basierten in erster Linie auf persönli-
chen Beziehungen, auf Zusammenarbeit
und Wertschätzung – und würden deshalb
diePandemieüberstehen.„Wassieaberauf
Dauer nicht überleben, ist die Ignoranz und
die Missachtung von Seiten der dominie-
renden urbanen Kulturen. Doch eine Ge-
sellschaft ohne die traditionellen Kulturen
wäre vor allen Dingen eines: nämlich är-
mer. Deshalb meine Bitte an den neuen
Kulturbürgermeister: Vergessen Sie nicht
die vielen hundert Menschen, die in den
Stadtteilen kulturell arbeiten und vor al-
lemEinesbenötigen:Anerkennung.“

Wunderschöne Eiskugeln

BirgitKohnfingdiesesBild in ihremGartenein.Sieschreibt: „DieseTemperaturen lassenselbst
Seifenblasengefrieren.SiewerdenzuwunderschönenEiskugelnmitbizarrenOrnamenten.“

Sanierung der Stadthalle

Transparenz fehlt
In der RNZ stellt Bürgermeister Odszuck
die momentanen Fortschritte in Sachen
Baugenehmigung zur Stadthalle nicht
richtig dar. Die Visualisierung des Archi-
tekten geht bestenfalls als Schönfärbung
durch, die tatsächlichen Veränderungen
des großen Saals werden so nicht sichtbar.

Fakt ist: Beim Umweltamt haben meh-
rere Anwohner der Unteren Neckarstraße
Bedenken und Einsprüche gegen das
unterirdische Bauen auf dem Montpel-
lierplatz eingelegt, die noch nicht beant-
wortet wurden. Das Landesdenkmalamt
hegt erhebliche Bedenken gegen den Um-
bau des großen Saals. Der Nabu hat Ein-
spruch gegen das Bauen auf dem Mont-
pellierplatz geäußert. Der Architekt
Wächter hat bisher eine Visualisierung des
Montpellierplatzes verweigert, er wird
wissen, warum. Die Zulufttürme und
Fortluftgitter sind keine Zierde. Die Fi-
nanzierung des noch nicht genehmigten
Bauwerks und auch die Folgekosten wer-
den nicht transparent gemacht. Warum re-
det die Stadtspitze den Stand der Ge-
nehmigung schön? Es tut Not, die Dis-
kussion weiterzuführen und mit den Mä-
zenen zu reden, ob ein schonender Umbau
nicht die bessere Alternative ist.

Dieter Strommenger, Heidelberg

Wahl der Nachtbürgermeister

Arbeitsbeschaffung?
Zwei männliche Nachtbürgermeister mit
befristetem Arbeitsvertrag sollen in Hei-
delberg jetzt richten, was eine – wie böse
Zungen behaupten – ohnehin schon über-
ladene Verwaltungsbehörde bislang nicht
in den Griff bekommen hat. Früher hätte
man das entweder als bürokratisches

Versagen oder als gewollte Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahme eingestuft. Heute
wird es als gesellschaftlich wertvolles und
den Städtern Wohlwollen signalisieren-
des Handeln verkauft. Angesichts der ak-
tuellen Wettersituation und zur Wah-
rung der Geschlechterquote plädiere ich
für eine ergänzende Schneebürgermeis-
terin, die die Städter mit einer Kälte-
bürgermeisterin gegen jahreszeitliches
Unbill verteidigt. Ein System, das noch
ausbaufähig ist. Darauf einen Narhalla-
Marsch.

Harald Baumeister, Walldorf

zelner besonders angeordnet werden. In-
wiefern dies im vorliegenden Fall eines
kommunalen Wohnungsunternehmens
zutreffen könnte, erschließt sich nicht. Die
Weitergabe des Strategiepapiers an die Öf-
fentlichkeit war damit nur logische Kon-
sequenz. Denn die Öffentlichkeit hat einen
voraussetzungslosen Rechtsanspruch auf
Zugang zu amtlichen Informationen.

Christina Kreckel-Arslan, Heidelberg

Nicht-öffentliches GGH-Papier

Lächerlich
Die Forderung einiger Fraktionen nach
Sanktionen gegen den Stadtrat Weiler-Lo-
rentz sowie die Prüfung der Verwaltung
dieser Sanktionen können schlicht als lä-
cherlich bezeichnet werden. Anstatt sich
darüber zu echauffieren, dass Herr Wei-
ler-Lorentz ein vertrauliches Strategie-
papier zur Zukunft der städtischen Woh-
nungsbaugesellschaftGGHandieRNZund
damit an die Öffentlichkeit gegeben hat,
sollte man sich lieber fragen, aus welchem
Grund ein solcher Tagesordnungspunkt
überhaupt nicht-öffentlich behandelt
werden sollte. Nach der Geschäftsord-
nung für den Gemeinderat und der Ge-
meindeordnung kann Geheimhaltung, so-
fern sie nicht gesetzlich vorgeschrieben
oder der Natur nach erforderlich ist, nur
aus Gründen des öffentlichen Wohls oder
zum Schutze berechtigter Interessen ein-

Leere Läden in Heidelberg

Ein Mix muss es sein
Lebhafte Innenstädte zeichnen sich durch
einen interessanten Mix aus kleinen Ein-
zelhandelsgeschäften (früher sagte man
auch „Boutiquen“) aus, nicht durch Ein-
zug neuer Handy-Läden in sich abwech-
selnde Leerstände. Danke, Herr Riemer,
für Ihre deutlichen Worte und für Ihren
Vorschlag, zeitweise leer stehende Räu-

me Künstlern oder Start-ups zu über-
lassen. Der Pop-up-Laden neben der Ga-
lerie Ostendorff in der Brückenstraße in
Neuenheim war ein attraktives Angebot:
Zwei junge kreative Schneiderinnen hat-
ten dort vor circa einem Jahr eine Klei-
der-Galerie mit Verkauf, der Zulauf war
rege und die beiden jungen Frauen konn-
ten sich bekanntmachen.

Dergleichen wäre auch in der Innen-
stadt beziehungsweise der Hauptstraße
und den Nebenstraßen denkbar und wür-
de ein hoffentlich bald wieder mögliches
„Einkaufserlebnis“ sowohl für Einhei-
mische als auch für Touristen berei-
chern. Kleinere Städte wie Freiburg oder
Konstanz konnten, zumindest vor Coro-
na, davon profitieren.

Birgit Vey-Hegemann, Heidelberg

Sprachfehler in der RNZ

Dativ und Genitiv
Als Übersetzerin habe ich großes Inter-
esse an der deutschen Sprache und bin be-
trübt, wenn auch die RNZ dem Verfall der
deutschen Sprache keinen Einhalt gebie-
tet. Zum Beispiel der Artikel vom 5. Fe-
bruar mit der Überschrift „Blumen zum
150. Geburtstag“: Oberbürgermeister
Würzner und Walter Mühlhausen gedach-
ten dem einstigen Sattlergesellen (!?).
(Motto:DerDativistdemGenitivseinTod).

Gudrun Sauter, Heidelberg

Leserbriefe in der RNZ

Salz in der Suppe
Der Stadtredaktion sollte endlich mal ein
besonderes Lob ausgesprochen werden,
da sie seit einigen Monaten mehr Leser-
briefe denn je veröffentlicht. Sie sind ein
Ausdruck von Demokratie, das Salz in der
Suppe und werden erstaunlicherweise oft
mit als Erstes – so wie übrigens auch das
„Forum“ – gelesen.

Claus Richter-Haffelder, Heidelberg
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